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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Maga. Sabine MEHLGARTEN-LINTNER als Einzelrichterin tGber
die Beschwerde der XXXX, geb. XXXX, StA. Russische Foderation, gegen den Bescheid des Bundesamtes fir
Fremdenwesen und Asyl vom 27.07.2018, ZI. 1138311800-161697271, zu Recht erkannt:

A)

Der Beschwerde wird gemalR &8 21 Abs. 3 erster Satz BFA-VG stattgegeben, das Verfahren Uber den Antrag auf
internationalen Schutz wird zugelassen und der bekdampfte Bescheid wird behoben.

B)

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.
Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgang:

1.1. Die Beschwerdeflhrerin, eine Staatsangehodrige der Russischen Fdderation tschetschenischer
Volkgruppenzugehdrigkeit, stellte nach Einreise in das Osterreichische Bundesgebiet am 19.12.2016 den
gegenstandlichen Antrag auf internationalen Schutz. Im Rahmen ihrer Erstbefragung gab die Beschwerdeflhrerin an,
dass ihr vom spanischen Generalkonsulat in Moskau ein Schengen-Visum mit einer Gultigkeitsdauer von XXXX11.2016
bis XXXX05.2017 erteilt worden sei.
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Ein Abgleich im VIS System des Bundesministeriums fir Inneres bestatigte, dass der BeschwerdefUhrerin am
XXXX09.2016 vom spanischen Generalkonsulat in Moskau ein Schengen-Visum fur 90 Tage im Zeitraum XXXX11.2016
bis XXXX05.2017 erteilt worden war (vgl. AS 31).

1.2. Das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl richtete am 30.12.2016 ein auf Art. 12 Abs. 2 oder Abs. 3 der
Verordnung (EU) 604/2013 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 26.06.2013 zur Festlegung der Kriterien
und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der fur die Prifung eines von einem Drittstaatsangehdrigen oder
Staatenlosen in einem Mitgliedstaat gestellten Antrags auf internationalen Schutz zustandig ist (= Dublin 1lI-VO)

gestltztes Aufnahmegesuch an Spanien.

Mit Schreiben vom 26.01.2017 erteilte die spanische Dublinbehérde ihre Zustimmung zur Ubernahme der
Beschwerdefihrerin auf der Basis von Art. 12 Abs. 2 Dublin IlI-VO.

2.1. Nach Durchfiihrung eines Ermittlungsverfahrens wurde mit Bescheid des Bundesamtes fir Fremdenwesen und
Asyl vom 08.05.2017 der Antrag der Beschwerdefihrerin auf internationalen Schutz ohne in die Sache einzutreten
gemall 8 5 Abs. 1 AsylG als unzulassig zurlickgewiesen und ausgesprochen, dass Spanien gemaf Art. 12 Abs. 2 Dublin
I1-VO fir die Prifung dieses Antrages zustandig ist (Spruchpunkt I.). Unter Spruchpunkt Il. dieses Bescheides wurde
gegen die Beschwerdefuhrerin die AulRerlandesbringung gemaf3 § 61 Abs. 1 Z 1 FPG angeordnet und festgestellt, dass
demzufolge gemal § 61 Abs. 2 FPG ihre Abschiebung nach Spanien zulassig ist.

Der gegen diesen Bescheid erhobenen Beschwerde gab das Bundesverwaltungsgericht mit Beschluss vom 26.06.2017

nach Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung statt und behob den Bescheid vom 08.05.2017.

2.2. Im fortgesetzten Verfahren wurde nach Erganzung des Ermittlungsverfahrens der Antrag der Beschwerdefiihrerin
auf internationalen Schutz mit Bescheid des Bundesamtes vom 09.11.2017 neuerlich ohne in die Sache einzutreten
gemall 8 5 Abs. 1 AsylG als unzuldssig zurlickgewiesen und ausgesprochen, dass Spanien gemaf Art. 12 Abs. 2 Dublin
I1I-VO fur die Prufung dieses Antrages zustandig ist (Spruchpunkt I.). Unter Spruchpunkt Il. dieses Bescheides wurde
gegen die Beschwerdeflhrerin die AulRerlandesbringung gemall 8 61 Abs. 1 Z 1 FPG angeordnet und festgestellt, dass
demzufolge gemald § 61 Abs. 2 FPGihre Abschiebung nach Spanien zulassig ist.

In Erledigung der gegen diesen Bescheid erhobenen Beschwerde wurde der Bescheid vom 09.11.2017 - wiederum
nach Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung am 20.12.2017 - mit Beschluss des Bundesverwaltungsgerichtes vom
21.03.2018 erneut behoben und die Angelegenheit gemal 8 28 Abs. 3 zweiter Satz VWGVG zur Erlassung eines neuen
Bescheides an das Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl zurtickverwiesen.

3. Nach einer weiteren Erganzung des Ermittlungsverfahren erliel} das Bundesamt flir Fremdenwesen und Asyl den
nunmehr angefochtenen Bescheid vom 27.07.2018. Mit diesem Bescheid wurde wieder ohne in die Sache einzutreten,
der Antrag der Beschwerdeflhrerin auf internationalen Schutz gemaR 8 5 Abs. 1 AsylG als unzuléssig zurtickgewiesen
und ausgesprochen, dass Spanien gemal3 Art. 12 Abs. 2 Dublin IlI-VO fur die Prufung dieses Antrages zustandig ist
(Spruchpunkt 1.). Unter Spruchpunkt Il. des angefochtenen Bescheides wurde gegen die Beschwerdefuhrerin die
AuBerlandesbringung gemal3 8 61 Abs. 1 Z 1 FPG angeordnet und festgestellt, dass demzufolge gemaR8 61 Abs. 2 FPG
ihre Abschiebung nach Spanien zulassig ist.

4. Gegen diesen Bescheid erhob die Beschwerdefiihrerin im Wege ihrer ausgewiesenen Vertretung fristgerecht
Beschwerde wegen inhaltlicher Rechtswidrigkeit sowie wegen Verletzung von Verfahrensvorschriften und stellte einen
Antrag auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung.

5. Aufgrund einer Nachfrage des Bundesverwaltungsgerichtes bestatigte das Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl
mit E-Mail vom 28.09.2018, dass die Uberstellungsfrist im vorliegenden Verfahren per 21.09.2018 abgelaufen ist.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

Die Beschwerdefiihrerin ist eine russische Staatsangehdrige tschetschenischer Volksgruppenzugehorigkeit, die nach
Einreise in das 6sterreichische Bundesgebiet am 19.12.2016 einen Antrag auf internationalen Schutz in Osterreich
stellte.

Mit Schreiben des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl vom 30.12.2016 wurde ein Konsultationsverfahren nach
den Bestimmungen der Dublin I1I-VO mit Spanien eingeleitet. Am 26.01.2017 erteilte Spanien seine Zustimmung zur
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Aufnahme der Beschwerdefihrerin. Nach Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung behob das
Bundesverwaltungsgericht (zweit- und letztmalig) den zurtickweisenden Bescheid des Bundesamtes mit Beschluss vom
21.03.2018.

Obwohl die Zustandigkeit Spaniens zur Flhrung des Asylverfahrens der Beschwerdefuhrerin unzweifelhaft vorlag,
erfolgte die Uberstellung der Beschwerdefiihrerin nicht binnen der in Art. 29 Abs. 1 Dublin 1l-VO festgelegten Frist. Da
die sechsmonatige Uberstellungsfrist ab 21.03.2018 erneut zu laufen begonnen hat und kein anderer Fall einer
Fristverlangerung im Sinne des Art. 29 Abs. 2 Dublin IlI-VO vorlag, hat die in Art. 29 Abs. 2 Dublin 1lI-VO normierte
Rechtsfolge des Zustandigkeitsibergangs stattgefunden.

2. Beweiswurdigung:

Die oben angefuhrten Feststellungen ergeben sich zweifelsfrei aus dem Verwaltungs- bzw. Gerichtsakt und zwar
insbesondere aus den Unterlagen betreffend das Konsultationsverfahren, aus dem Beschluss des
Bundesverwaltungsgerichtes vom 21.03.2018 und aus der entsprechenden Information des Bundesamtes fur
Fremdenwesen und Asyl an das Bundesverwaltungsgericht vom 28.09.2018.

3. Rechtliche Beurteilung:

Gemald Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte Uber Beschwerden gegen den Bescheid einer
Verwaltungsbehdrde wegen Rechtswidrigkeit.

GemalR 8 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Da im vorliegenden Verfahren keine Entscheidung
durch Senate vorgesehen ist, liegt gegenstandlich Einzelrichterzustandigkeit vor.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das VwGVG,BGBI. |
2013/33 idFBGBI. | 2013/122, geregelt (8 1 leg.cit). GemalR§ 58 Abs. 2 VwWGVG bleiben entgegenstehende
Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.

GemalR § 17 VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemaf3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG,BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemall anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.

§ 1 BFA-VG, BGBI. 1 2012/87 idgF bestimmt, dass dieses Bundesgesetz allgemeine Verfahrensbestimmungen beinhaltet,
die fiir alle Fremden in einem Verfahren vor dem Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl, vor Vertretungsbehdérden
oder in einem entsprechenden Beschwerdeverfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht gelten. Weitere
Verfahrensbestimmungen im AsylG und im FPG bleiben unberihrt.

Zu A)

3.1. GemalR§ 21 Abs. 3 BFA-VG ist das Verfahren zugelassen, wenn der Beschwerde gegen die Entscheidung des
Bundesamtes im Zulassungsverfahren stattzugeben ist. Der Beschwerde gegen die Entscheidung im
Zulassungsverfahren ist auch stattzugeben, wenn der vorliegende Sachverhalt so mangelhaft ist, dass die
Durchfiihrung oder Wiederholung einer miindlichen Verhandlung unvermeidlich erscheint.

GemaR § 5 Abs. 1 AsylG ist ein nicht gemald 88 4 oder 4a erledigter Antrag auf internationalen Schutz als unzulassig
zurlickzuweisen, wenn ein anderer Staat vertraglich oder auf Grund der Dublin-Verordnung zur Prifung des
Asylantrages oder des Antrages auf internationalen Schutz zustandig ist. Mit der Zurlickweisungsentscheidung ist auch
festzustellen, welcher Staat zustandig ist. Eine Zurlckweisung des Antrages hat zu unterbleiben, wenn im Rahmen
einer Prufung des § 9 Abs. 2 BFA-VG festgestellt wird, dass eine mit der Zurlickweisung verbundene Anordnung zur
AuBerlandesbringung zu einer Verletzung von Art. 8 EMRK flhren wirde.

Nach Abs. 2 leg. cit. ist gemal’ Abs. 1 auch vorzugehen, wenn ein anderer Staat vertraglich oder auf Grund der Dublin-
Verordnung daflr zustandig ist zu prifen, welcher Staat zur Prifung des Asylantrages oder des Antrages auf
internationalen Schutz zustandig ist.
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Sofern gemalR Abs. 3 leg. cit. nicht besondere Grinde, die in der Person des Asylwerbers gelegen sind, glaubhaft
gemacht werden oder beim Bundesamt oder beim Bundesverwaltungsgericht offenkundig sind, die fur die reale
Gefahr des fehlenden Schutzes vor Verfolgung sprechen, ist davon auszugehen, dass der Asylwerber in einem Staat
nach Abs. 1 Schutz vor Verfolgung findet.

GemaR § 10 Abs. 1 Z 2 AsylG ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz mit einer Rickkehrentscheidung oder
einer Anordnung zur AuBBerlandesbringung gemall dem 8. Hauptstick des FPG zu verbinden, wenn der Antrag auf
internationalen Schutz gemaR § 5 zurtickgewiesen wird und in den Fallen der Z 1 bis 5 kein Fall der 88 8 Abs. 3a oder 9
Abs. 2 vorliegt.

§ 9 Abs. 1 und 2 BFA-VG lautet:
8 9 (1) Wird durch eine Ruckkehrentscheidung gemaR § 52 FPG, eine

Anordnung zur Aullerlandesbringung gemal3 8 61 FPG, eine Ausweisung gemalR8 66 FPG oder ein Aufenthaltsverbot
gemald 8 67 FPG in das Privat- oder Familienleben des Fremden eingegriffen, so ist die Erlassung der Entscheidung
zulassig, wenn dies zur Erreichung der im Art 8 Abs. 2 EMRK genannten Ziele dringend geboten ist.

(2) Bei der Beurteilung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art 8 EMRK sind insbesondere zu berucksichtigen:

1. die Art und Dauer des bisherigen Aufenthaltes und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden rechtswidrig

war,
2. das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens,
3. die Schutzwirdigkeit des Privatlebens,

4. der Grad der Integration,

5. die Bindungen zum Heimatstaat des Fremden,
6. die strafgerichtliche Unbescholtenheit,

7. VerstoBe gegen die Offentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-, Fremdenpolizei- und
Einwanderungsrechts,

8. die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten
ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren,

9. die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behdrden zurechenbaren Uberlangen
Verzogerungen begrindet ist.

GemalRR8 61 Abs. 1 Z 1 FPG hat das Bundesamt gegen einen Drittstaatsangehdrigen eine Aul3erlandesbringung
anzuordnen, wenn dessen Antrag auf internationalen Schutz gemaR 88 4a oder 5 AsylG zurlckgewiesen wird oder
nach jeder weiteren, einer zurtckweisenden Entscheidung gemal3 88 4a oder 5 AsylG folgenden, zurlickweisenden
Entscheidung gemalR § 68 Abs. 1 AVG.

Eine Anordnung zur AuRerlandesbringung hat gemall Abs. 2 leg. cit. zur Folge, dass eine Abschiebung des
Drittstaatsangehorigen in den Zielstaat zuldssig ist. Die Anordnung bleibt binnen 18 Monaten ab Ausreise des
Drittstaatsangehorigen aufrecht.

Gemald Abs. 3 leg. cit. ist die Durchfuhrung fur die notwendige Zeit aufzuschieben, wenn die Durchfihrung der
Anordnung zur AufRerlandesbringung aus Grunden, die in der Person des Drittstaatsangehorigen liegen, eine
Verletzung von Art. 3 EMRK darstellen wiirde und diese nicht von Dauer sind.

Die Anordnung zur Aul3erlandesbringung tritt aulRer Kraft, wenn das Asylverfahren gemafR8 28 AsylG 2005 zugelassen
wird (8 61 Abs. 4 FPG).

3.2. Die mafRgeblichen Bestimmungen der Dublin 11I-VO lauten:
Art. 3 Verfahren zur Priufung eines Antrags auf internationalen Schutz

(1) Die Mitgliedstaaten prifen jeden Antrag auf internationalen Schutz, den ein Drittstaatsangehdriger oder
Staatenloser im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats einschlieBlich an der Grenze oder in den Transitzonen stellt. Der
Antrag wird von einem einzigen Mitgliedstaat gepruft, der nach den Kriterien des Kapitels Ill als zustandiger Staat
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bestimmt wird.

(2) Lasst sich anhand der Kriterien dieser Verordnung der zustandige Mitgliedstaat nicht bestimmen, so ist der erste
Mitgliedstaat, in dem der Antrag auf internationalen Schutz gestellt wurde, fir dessen Prifung zustandig. Erweist es
sich als unmaoglich einen Antragsteller an den zunachst als zustéandig bestimmten Mitgliedstaat zu Uberstellen, da es
wesentliche Grunde flur die Annahme gibt, dass das Asylverfahren und die Aufnahmebedingungen fir Antragsteller in
diesem Mitgliedstaat systematische Schwachstellen aufweisen, die eine Gefahr einer unmenschlichen oder
entwurdigenden Behandlung im Sinne des Artikels 4 der EU-Grundrechtecharta mit sich bringen, so setzt der die
Zustandigkeit prufende Mitgliedstaat, die Prifung der in Kapitel Ill vorgesehenen Kriterien fort, um festzustellen, ob
ein anderer Mitgliedstaat als zustandig bestimmt werden kann. Kann keine Uberstellung gemaR diesem Absatz an
einen aufgrund der Kriterien des Kapitels Ill bestimmten Mitgliedstaat oder an den ersten Mitgliedstaat, in dem der
Antrag gestellt wurde, vorgenommen werden, so wird der die Zustandigkeit prifende Mitgliedstaat der zustandige
Mitgliedstaat.

(3) Jeder Mitgliedstaat behalt das Recht, einen Antragsteller nach MaRRgabe der Bestimmungen und Schutzgarantien
der Richtlinie 32/2013/EU in einen sicheren Drittstaat zurtick- oder auszuweisen.

Art. 7 Rangfolge der Kriterien

(1) Die Kriterien zur Bestimmung des zustandigen Mitgliedstaates finden in der in diesem Kapitel genannten Rangfolge
Anwendung.

(2) Bei der Bestimmung des nach den Kriterien dieses Kapitels zustandigen Mitgliedstaats wird von der Situation
ausgegangen, die zu dem Zeitpunkt gegeben ist, zu dem der Antragsteller seinen Antrag auf internationalen Schutz
zum ersten Mal in einem Mitgliedstaat stellt.

3 L]
Art. 12 Ausstellung von Aufenthaltstiteln oder Visa

(1) Besitzt der Antragsteller einen gultigen Aufenthaltstitel, so ist der Mitgliedstaat, der den Aufenthaltstitel ausgestellt
hat, fur die Prifung des Antrags auf internationalen Schutz zustandig.

(2) Besitzt der Antragsteller ein gultiges Visum, so ist der Mitgliedstaat, der das Visum erteilt hat, fir die Prufung des
Antrags auf internationalen Schutz zustandig, es sei denn, dass das Visum im Auftrag eines anderen Mitgliedstaates im
Rahmen einer Vertretungsvereinbarung gemaR Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr. 810/2009 des Europaischen
Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 Uber einen Visakodex der Gemeinschaft erteilt wurde. In diesem Fall ist
der vertretene Mitgliedstaat fir die Prifung des Antrags auf internationalen Schutz zustandig.

(3) Besitzt der Antragsteller mehrere glltige Aufenthaltstitel oder Visa verschiedener Mitgliedstaaten, so sind die
Mitgliedstaaten fur die Prifung des Antrags auf internationalen Schutz in folgender Reihenfolge zustandig:

a) der Mitgliedstaat, der den Aufenthaltstitel mit der langsten Gultigkeitsdauer erteilt hat, oder bei gleicher
Gultigkeitsdauer der Mitgliedstaat, der den zuletzt ablaufenden Aufenthaltstitel erteilt hat;

b) der Mitgliedstaat, der das zuletzt ablaufende Visum erteilt hat, wenn es sich um gleichartige Visa handelt;

c) bei nicht gleichartigen Visa der Mitgliedstaat, der das Visum mit der langsten Gultigkeitsdauer erteilt hat, oder bei
gleicher Glltigkeitsdauer der Mitgliedstaat, der das zuletzt ablaufende Visum erteilt hat.

(4) Besitzt der Antragsteller nur einen oder mehrere Aufenthaltstitel, die weniger als zwei Jahre zuvor abgelaufen sind,
oder ein oder mehrere Visa, die seit weniger als sechs Monaten abgelaufen sind, aufgrund derer er in das
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats einreisen konnte, so sind die Absatze 1, 2 und 3 anwendbar, solange der
Antragsteller das Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten nicht verlassen hat.

Besitzt der Antragsteller einen oder mehrere Aufenthaltstitel, die mehr als zwei Jahre zuvor abgelaufen sind, oder ein
oder mehrere Visa, die seit mehr als sechs Monaten abgelaufen sind, aufgrund derer er in das Hoheitsgebiet eines
Mitgliedstaats einreisen konnte, und hat er die Hoheitsgebiete der Mitgliedstaaten nicht verlassen, so ist der
Mitgliedstaat zustandig, in dem der Antrag auf internationalen Schutz gestellt wird.

(5) Der Umstand, dass der Aufenthaltstitel oder das Visum aufgrund einer falschen oder missbrauchlich verwendeten
Identitat oder nach Vorlage von gefalschten, falschen oder ungultigen Dokumenten erteilt wurde, hindert nicht daran,



dem Mitgliedstaat, der den Titel oder das Visum erteilt hat, die Zustandigkeit zuzuweisen. Der Mitgliedstaat, der den
Aufenthaltstitel oder das Visum ausgestellt hat, ist nicht zustandig, wenn nachgewiesen werden kann, dass nach
Ausstellung des Titels oder des Visums eine betrigerische Handlung vorgenommen wurde.

Art. 17 Ermessensklauseln

(1) Abweichend von Artikel 3 Absatz 1 kann jeder Mitgliedstaat beschlieen, einen bei ihm von einem
Drittstaatsangehorigen oder Staatenlosen gestellten Antrag auf internationalen Schutz zu prifen, auch wenn er nach
den in dieser Verordnung festgelegten Kriterien nicht fur die Prifung zustandig ist. Der Mitgliedstaat, der gemal
diesem Absatz beschliet, einen Antrag auf internationalen Schutz zu pruifen, wird dadurch zum zustandigen
Mitgliedstaat und Ubernimmt die mit dieser Zustandigkeit einhergehenden Verpflichtungen. Er unterrichtet
gegebenenfalls Uber das elektronische Kommunikationsnetz DubliNet, das gemaf3 Art. 18 der Verordnung (EG) Nr.
1560/2003 eingerichtet worden ist, den zuvor zustandigen Mitgliedstaat, den Mitgliedstaat der ein Verfahren zur
Bestimmung des zustdndigen Mitgliedstaats durchfuhrt, oder den Mitgliedstaat, an den ein Aufnahme- oder
Wiederaufnahmegesuch gerichtet wurde. Der Mitgliedstaat, der nach MaRBgabe dieses Absatzes zustandig wird, teilt
diese Tatsache unverziglich Uber Eurodac nach MaBgabe der Verordnung (EU) Nr. 603/2013 mit, indem er den
Zeitpunkt Uber die erfolgte Entscheidung zur Prifung des Antrags anflgt.

(2) Der Mitgliedstaat, in dem ein Antrag auf internationalen Schutz gestellt worden ist und der das Verfahren zur
Bestimmung des zustandigen Mitgliedstaats durchfihrt, oder der zustéandige Mitgliedstaat kann, bevor eine
Erstentscheidung in der Sache ergangen ist, jederzeit einen anderen Mitgliedstaat ersuchen, den Antragsteller
aufzunehmen, aus humanitaren Griinden, die sich insbesondere aus dem familidren oder kulturellen Kontext ergeben,
um Personen jeder verwandtschaftlichen Beziehung zusammenzufihren, auch wenn der andere Mitgliedstaat nach
den Kriterien in den Artikeln 8 bis 11 und 16 nicht zusténdig ist. Die betroffenen Personen muissen dem schriftlich
zustimmen. Das Aufnahmegesuch umfasst alle Unterlagen, Gber die der ersuchende Mitgliedstaat verflgt, um dem
ersuchten Mitgliedstaat die Beurteilung des Falles zu ermdglichen. Der ersuchte Mitgliedstaat nimmt alle
erforderlichen Uberpriifungen vor, um zu priifen, dass die angefilhrten humanitéren Griinde vorliegen, und antwortet
dem ersuchenden Mitgliedstaat Uber das elektronische Kommunikationsnetz DubliNet, das gemaR Artikel 18 der
Verordnung (EG) Nr. 1560/2003 eingerichtet wurde, innerhalb von zwei Monaten nach Eingang des Gesuchs. Eine
Ablehnung des Gesuchs ist zu begriinden. Gibt der ersuchte Mitgliedstaat dem Gesuch statt, so wird ihm die
Zustandigkeit fur die Antragsprifung Ubertragen.

Art. 18 Pflichten des zustandigen Mitgliedstaats
(1) Der nach dieser Verordnung zustandige Mitgliedstaat ist verpflichtet:

a) einen Antragsteller, der in einem anderen Mitgliedstaat einen Antrag gestellt hat, nach MaRgabe der Artikel 21, 22
und 29 aufzunehmen;

b) einen Antragsteller, der wahrend der Prifung seines Antrags in einem anderen Mitgliedstaat einen Antrag gestellt
hat oder der sich im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats ohne Aufenthaltstitel aufhalt, nach MaRRgabe der
Artikel 23, 24, 25 und 29 wieder aufzunehmen;

c) einen Drittstaatsangehorigen oder einen Staatenlosen, der seinen Antrag wahrend der Antragsprifung
zurlickgezogen und in einem anderen Mitgliedstaat einen Antrag gestellt hat oder der sich ohne Aufenthaltstitel im
Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats aufhalt, nach MaRRgabe der Artikel 23, 24, 25 und 29 wieder aufzunehmen;

d) einen Drittstaatsangehdrigen oder Staatenlosen, dessen Antrag abgelehnt wurde und der in einem anderen
Mitgliedstaat einen Antrag gestellt hat oder der sich im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats ohne
Aufenthaltstitel aufhalt, nach MaRgabe der Artikel 23, 24, 25 und 29 wieder aufzunehmen.

(2) Der zustandige Mitgliedstaat prift in allen dem Anwendungsbereich des Absatzes 1 Buchstaben a und b
unterliegenden Fallen den gestellten Antrag auf internationalen Schutz oder schliet seine Prufung ab. Hat der
zustandige Mitgliedstaat in den in den Anwendungsbereich von Absatz 1 Buchstabe c fallenden Fallen die Prifung
nicht fortgefihrt, nachdem der Antragsteller den Antrag zurlickgezogen hat, bevor eine Entscheidung in der Sache in
erster Instanz ergangen ist, stellt dieser Mitgliedstaat sicher, dass der Antragsteller berechtigt ist, zu beantragen, dass
die Prifung seines Antrags abgeschlossen wird, oder einen neuen Antrag auf internationalen Schutz zu stellen, der
nicht als Folgeantrag im Sinne der Richtlinie 2013/32/EU behandelt wird. In diesen Fallen gewahrleisten die



Mitgliedstaaten, dass die Prifung des Antrags abgeschlossen wird. In den in den Anwendungsbereich des Absatzes 1
Buchstabe d fallenden Fallen, in denen der Antrag nur in erster Instanz abgelehnt worden ist, stellt der zustandige
Mitgliedstaat sicher, dass die betreffende Person die Méglichkeit hat oder hatte, einen wirksamen Rechtsbehelf gemaR
Artikel 46 der Richtlinie 2013/32/EU einzulegen.

Art. 29 Modalitaten und Fristen

(1) Die Uberstellung des Antragstellers oder einer anderen Person im Sinne von Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe c oder d
aus dem ersuchenden Mitgliedstaat in den zustandigen Mitgliedstaat erfolgt gemall den innerstaatlichen
Rechtsvorschriften des ersuchenden Mitgliedstaats nach Abstimmung der beteiligten Mitgliedstaaten, sobald dies
praktisch moglich ist und spatestens innerhalb einer Frist von sechs Monaten nach der Annahme des Aufnahme- oder
Wiederaufnahmegesuchs durch einen anderen Mitgliedstaat oder der endgultigen Entscheidung Uber einen
Rechtsbehelf oder eine Uberpriifung, wenn diese gemaR Artikel 27 Absatz 3 aufschiebende Wirkung hat. Wenn
Uberstellungen in den zustindigen Mitgliedstaat in Form einer kontrollierten Ausreise oder in Begleitung erfolgen,
stellt der Mitgliedstaat sicher, dass sie in humaner Weise und unter uneingeschrankter Wahrung der Grundrechte und
der Menschenwirde durchgefihrt werden. Erforderlichenfalls stellt der ersuchende Mitgliedstaat dem Antragsteller
ein Laissez-passer aus. Die Kommission gestaltet im Wege von Durchfiihrungsrechtsakten das Muster des Laissez-
passer. Diese Durchfihrungsrechtsakte werden gemaR dem in Artikel 44 Absatz 2 genannten Prifverfahren erlassen.
Der zustandige Mitgliedstaat teilt dem ersuchenden Mitgliedstaat gegebenenfalls mit, dass die betreffende Person
eingetroffen ist oder dass sie nicht innerhalb der vorgegebenen Frist erschienen ist.

(2) Wird die Uberstellung nicht innerhalb der Frist von sechs Monaten durchgefiihrt, ist der zustandige Mitgliedstaat
nicht mehr zur Aufnahme oder Wiederaufnahme der betreffenden Person verpflichtet und die Zustandigkeit geht auf
den ersuchenden Mitgliedstaat iiber. Diese Frist kann héchstens auf ein Jahr verlangert werden, wenn die Uberstellung
aufgrund der Inhaftierung der betreffenden Person nicht erfolgen konnte, oder héchstens auf achtzehn Monate, wenn
die betreffende Person fllichtig ist.
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3.3. Die Verpflichtung Spaniens zur Aufnahme der Beschwerdefliihrerin trat am 26.01.2017 mit Annahme des
Aufnahmegesuchs ein und begriindete zunachst den Beginn der Frist nach Art. 29 Abs. 1 Dublin 1lI-VO. Da jedoch
zweimal Beschwerden gegen Bescheide des Bundesamtes vom Bundesverwaltungsgericht die aufschiebende Wirkung
zuerkannt wurde, wurde die Uberstellungsfrist gehemmt und begann erst (jeweils) nach der Entscheidung (iber den
Rechtsbehelf mit aufschiebender Wirkung erneut zu laufen. Da der letzte Rechtsbehelf mit aufschiebender Wirkung -
der Beschluss des Bundesverwaltungsgerichtes vom 21.03.2018 - den Beginn der nunmehrigen sechsmonatigen
Uberstellungsfrist bewirkt hat und die Beschwerdefiihrerin weder inhaftiert noch fliichtig war und sohin keine
Fristverlangerung aus den in Art. 29 Abs. 2 Dublin IlI-VO genannten Grinden vorgelegen ist, ist die sechsmonatige
Uberstellungfrist des Art. 29 Abs. 1 Dublin I1I-VO zum gegenwdrtigen Zeitpunkt abgelaufen.

Die Verfristungsbestimmungen der Dublin [lI-VO normieren einen Zustandigkeitsibergang bzw. eine
Zustandigkeitsbegriindung des die Uberstellung nicht wahrend dieser Frist durchfiihrenden Mitgliedstaates. Ein
Ubergang der Zustandigkeit gem&R Art. 29 Abs. 2 Dublin 11I-VO hat im gegenstandlichen Verfahren somit stattgefunden
und Osterreich ist demnach nunmebhr fiir die Fihrung des materiellen Verfahrens zustindig. Dementsprechend war
der gegenstindliche, die Zustindigkeit Osterreichs zuriickweisende, Bescheid zu beheben und das Verfahren
zuzulassen.

3.4. GemalR§ 21 Abs. 7 BFA-VG kann eine mindliche Verhandlung unterbleiben, wenn der Sachverhalt aus der
Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei
ergibt, dass das Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht. Im Ubrigen gilt § 24 VWGVG.

Im gegenstandlichen Fall konnte die mundliche Verhandlung unterbleiben, da samtliche verfahrenswesentliche
Abklarungen, insbesondere die im vorliegenden Verfahren relevante Frage hinsichtlich der abgelaufenen
Uberstellungsfrist des Art. 29 Dublin l1l-VO, eindeutig aus dem Verwaltungs- und Gerichtsakt beantwortet werden
konnten.

Zu B) Unzulassigkeit der Revision:


https://www.jusline.at/gesetz/bfa-vg/paragraf/21
https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/24

GemalR§ 25a Abs. 1 VwWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemald Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden. Nach
Art. 133 Abs. 4 erster Satz B-VG idF BGBI. | Nr. 51/2012 ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die Revision
zuldssig, wenn sie von der Lésung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere
weil das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt
oder die zu Idsende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich

beantwortet wird.

Im vorliegenden Fall ist die Revision gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der
Lésung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, zumal Art. 29 Dublin Ill-VO und & 21 Abs. 3
BFA-VG klare eindeutige Regelungen treffen, sodass bereits aus diesem Grund keine Rechtsfrage grundsatzlicher
Bedeutung vorliegt (vgl. OGH vom 22.03.1992, 5 Ob 105/90).

4. Es war daher spruchgemal’ zu entscheiden.
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